re 2 1 N A ä 


— 6545 — 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


e 


(Nr. 5756.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Auguſt 1863., betreffend die Genehmigung des 
revidirten Reglements für die Feuerſozietaͤt des platten Landes des Her— 
zogthums Sachſen. 


. bon unter Beruͤckſichtigung der Antraͤge Unſerer getreuen Staͤnde der 
Provinz Sachſen an Stelle des Reglements vom 18. Februar 1838. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 201.) und der zu demſelben erlaſſenen Nachtraͤge das angeſchloſſene 
revidirte Reglement fuͤr die Feuerſozietaͤt des platten Landes des Herzogthums 
. Sachſen aufgeſtellt worden iſt, will Ich dieſem revidirten Reglement auf Ihren 
Bericht vom 10. Auguſt d. J. Meine Genehmigung hierdurch ertheilen. 


| Daſſelbe ift nebſt dem gegenwärtigen Erlaß durch die Geſetz- Sammlung 
zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. N 


Baden-Baden, den 21. Auguſt 1863. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 
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Revidirtes Reglement 
fuͤr die 
Feuerſozietät des platten Landes des Herzogthums 
Sachſen. 


Titel I. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 1. 


Die Feuerſozietaͤt des platten Landes des Herzogthums Sachſen umfaßt 
die Kreiſe: 
Bitterfeld, Delitzſch, Eckartsberga, Erfurt, Langenſalza, Liebenwerda, 
Merſeburg, Naumburg, Querfurt, Sangerhauſen, Schleuſingen, Schwei⸗ 
nitz, Torgau, Weißenfels, Weißenſee, Wittenberg, Zeitz und Ziegenruͤck. 
Zum platten Lande werden ſaͤmmtliche laͤndliche Gemeindebezirke und 
ſelbſiſtaͤndige Gutsbezirke und fonft alle einzelnen Grundſtuͤcke gerechnet, ſoweit 
ſolche nicht zum Verbande einer im Stande der Staͤdte auf den Kreistagen 
und dem Provinziallandtage vertretenen Gemeinde gehören. 


F. 2. 


Der Zweck der Sozietaͤt iſt, die Angehoͤrigen des vorbezeichneten Bezirks 
in den Stand zu ſetzen, ihre Gebaͤude und Mobilien gegen Schaden durch 
Feuer und Blitzſchlag in der Weiſe zu verſichern, daß der Schade gemeinſchaft— 
lich uͤbernommen wird. Die Sozietät erſtrebt keinen Gewinn, ſondern nur da 
Gemeinwohl. Sie iſt auf Gegenſeitigkeit gegruͤndet, mithin befindet ſich jeder 
Theilnehmer in dem Verhaͤltniſſe eines Verſicherers und Verſicherten; als Ver— 
ſicherer iſt er jedoch nur mit den ihm nach ſeiner Verſicherungsſumme obliegen— 
den Beitraͤgen verhaftet. 


H. 3. 


Die Sozietät iſt verpflichtet, ſaͤmmtliche in ihrem Bezirke belegenen Gr 
baͤude, unter den in dieſem Reglement und der Verwaltungsordnung näher be 
zeichneten Maaßgaben, gegen Feuersgefahr, ſelbſt in Kriegs- und Aufruhrs— 
zeiten, ſowie gegen den durch Blitzſchlag ohne Zuͤndung entſtandenen Shane 
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i in Verſicherung zu nehmen und zur Bewahrung des Realkredits, insbeſondere 
des kleineren Gebaͤudebeſitzers, auch im Falle des Beſitzwechſels und der Nicht: 
abführung der Beiträge in Verſicherung zu behalten. 


H. 4. 
A. Die Immobiliarverſicherung betreffend. 


a) Jeder vereidete Baubeamte innerhalb feines Geſchaͤftskreiſes, ſowie jeder Berechtigungen. 

ſachverſtaͤndige Bauhandwerker innerhalb des Kreiſes, in welchem er 
wohnt, hat den Anträgen der Feuerſozietaͤts-Behoͤrden wegen Tax⸗ 
und Brandſchaden-Aufnahmen oder Reviſionen Folge zu geben. Die 
vorbezeichneten Baubeamten und Sachverſtaͤndigen liquidiren ihre Ge⸗ 
buͤhren und Reiſekoſten, ſofern nicht ein beſonderes Abkommen mit 
ihnen getroffen iſt, nach denſelben Saͤtzen, welche ihnen bei aͤhnlichen 
Geſchaͤften für Staatsrechnung zukommen wuͤrden. 


b) Jede öffentliche Behörde ift innerhalb ihres Geſchaͤftskreiſes verpflichtet, 
jede von den Feuerfozietäts- Behörden erbetene Auskunft, ſoweit nicht 
gefegliche Bedenken entgegenſtehen, zu ertheilen. 


c) Alle Verhandlungen der Sozietät, der Schriftwechſel zwiſchen den Be⸗ 
hoͤrden und Mitgliedern derſelben, die amtlichen Atteſte über Verſiche⸗ 
rungen, ſowie die Quittungen uͤber geleiſtete Beitraͤge und empfangene 
Schadensverguͤtungsgelder ſind vom tarifmaͤßigen Stempel und von 
Sporteln entbunden. Ebenſo bleiben bei Prozeſſen der Sozietät. bie: 
jenigen Stempel, deren Bezahlung derſelben ſonſt obliegen moͤchte, 
außer Anſatz. Zu Verträgen mit einer außerhalb der Sozietät ſtehen⸗ 
den ſtempelpflichtigen Partei iſt der tarifmaͤßige Stempel nur in dem 
halben Betrage, und zu den Nebenexemplaren derſelben der Stempel 
beglaubigter Abſchriften zu verwenden. 


Der Sozietaͤt ſteht die Portofreiheit für alle mit dem Vermerk „Feuer⸗ 
Sozietaͤtsſachen“ verſehenen und mit oͤffentlichem Siegel verſchloſſenen 
Berichte, Gelder und Packete zu, welche in Feuerſozietaͤts-Angelegen⸗ 
heiten zwiſchen Behoͤrden befoͤrdert werden. 


e) Die Sozietätsbehörde kann in jedem Gemeindebezirke von demjenigen, 
welcher zur Erhebung der oͤffentlichen Steuern verpflichtet iſt, gegen 
eine von ihr zu beſtimmende Tantieme die Erhebung und Ablieferung 
der Feuerſozietaͤts⸗Beitraͤge an die Kreisrezeptur der Sozietät verlangen. 


) Zur Einziehung der Sozietaͤtsbeitraͤge werden oͤffentliche Aus ſchreiben 
in den Amtsblättern und Kreisblaͤttern des Bezirks erlaſſen. 
Die nach Ablauf der feſtgeſetzten Friſt verbliebenen Ruͤckſtaͤnde 
werden gleich den öffentlichen Steuern exekutiviſch beigetrieben. 
8) Die Ortsvorſtaͤnde find verpflichtet, dem Kreisdirektor ($. 12.) läng- 


ſtens binnen 24 Stunden von dem Ausbruche eines jeden Feuers in 
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dem Gemeindebezirke, welches ein bei der Sozietät verſichertes Gebaͤude 
betroffen hat, von Amtswegen Nachricht zu geben. 


h) Die Polizeibehoͤrden haben bei Brandſchaͤden, welche die bei der So— 
zietaͤt verſicherten Gegenſtaͤnde betreffen, die polizeilichen Unterſuchungs— 
verhandlungen uͤber die Entſtehung des Feuers, ſobald dieſelben abge— 
Bra ſind, urſchriftlich oder abſchriftlich dem Kreisdirektor mit- 
zutheilen. 


B. Die Mobiliarverſicherung betreffend. 


Die vorſtehend unter A. a — b. bezeichneten Berechtigungen finden auf 
die Mobiliarverſicherung keine Anwendung. 


$. 5. 
Oerichtsſtand. Die Sozietät nimmt Recht vor dem Königlichen‘ Kreisgerichte zu 
Merſeburg. 
Titel II. 

Verwaltung der Sozietät. 

H. 6. N 
1) General- Di⸗ An der Spitze der geſammten Sszietaͤts verwaltung ſteht ein General: 

rektor. direktor. 
Se . 


a) Anſtellung. Die Anſtellung deſſelben geſchieht in der Art, daß die Vertreter des 
platten Landes des Herzogthums Sachſen auf dem Provinziallandtage zwei 
Kandidaten waͤhlen, von welchen der Eine durch landesherrliche Beſtaͤtigung 
zum Generaldirektor beſtellt wird. 8 

Die zu waͤhlenden Kandidaten muͤſſen innerhalb des Sozietaͤtsbezirks 
anſaͤſſig und mit ihrem ganzen im Scozietaͤtsbezirke belegenen verficherungs- 
faͤhigen Beſitze mindeſtens auf Hoͤhe von 20,000 Thalern bei der Sozietaͤt ver— 
ſichert ſein. Von dieſen Bedingungen im beſonderen Falle abzuſehen, bleibt der 
landesherrlichen Beſtimmung auf desfallſigen Antrag der Wahlberechtigten vor— 
behalten. Die Anſtellung erfolgt auf Lebenszeit. Der Generaldirektor wird 
durch den Oberpraͤſidenten in ſein Amt eingefuͤhrt und vereidigt. 


H. 8. 


b) Amtliche Außer den in dieſem Reglement und der Verwaltungsordnung dem Ge— 
Stellung. neraldirektor zugewieſenen Amtsbefugniſſen ſteht demſelben zu, die Sozietät nach 
Innen und Außen zu vertreten, insbeſondere Namens derſelben Klage anzu— 

ſtellen, Prozeſſe zu führen, Eide zu erlaſſen oder für geſchworen anzunehmen, 

die Entſcheidung eines Rechtsſtreites dem ſchieds richterlichen Ausſpruche zu 

unter⸗ 
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unterwerfen, Vertraͤge und Vergleiche (auch uͤber ſtreitige Rechte) abzuſchließen, 
Rechte abzutreten oder darauf zu verzichten, Gelder aus zuleihen oder Darlehne 
aufzunehmen, Gelder und Sachen in Empfang zu nehmen und daruͤber zu 
quittiren, Sachen und Grundſtuͤcke zu veraͤußern und anzukaufen, Eintragungen 
und Loͤſchungen auf Grundſtuͤcke zu bewilligen und Vollmachten auszuſtellen. 


H. 9. 


Bei laͤnger andauernder Behinderung des Generaldirektors oder eingetre— 
tener Erledigung hat der Direftorialrath (F. 10.) dahin Anordnung zu treffen, 
daß die Stellvertretung entweder Einem der Generalinſpektoren (F. 17. a.) oder 
einem Mitgliede des Direktorialraths interimiſtiſch uͤbertragen werde. Die ge— 
troffene Anordnung wird, nachdem die Genehmigung des Oberpraͤſidenten der 
Provinz ertheilt worden ift, durch die Amtsblaͤtter veröffentlicht. 

Für Falle einer kuͤrzeren Behinderung hat der Generaldirektor felbft feine 
Stellvertretung durch Einen der Generalinſpektoren anzuordnen. 


F. 10. 


e) Stellver⸗ 
tretung. 


Dem Generaldirektor ſteht ein Direktorialrath zur Seite. Derſelbe be- 2 Dircktorial⸗ 


ſteht aus vier Mitgliedern. Dieſe, ſowie eine gleiche Anzahl von Stellvertre— 
tern werden von den Vertretern des platten Landes des Herzogthums Sachſen 
auf dem Provinziallandtage bis zur naͤchſten, in regelmaͤßiger Periode wieder— 
kehrenden Sitzung gewaͤhlt. Wählbar iſt jeder Sozietaͤtsgenoſſe, welcher mit 
einem Immobiliarbetrage von mindeſtens 5000 Thalern verſichert iſt. 


F. 11. 


Der Direktorialrath verſammelt ſich auf Berufung und unter Vorſitz 
des Generaldirektors alljährlich mindeſtens Einmal zur Erledigung derjenigen 
Geſchaͤfte, welche ihm dieſes Reglement, namentlich in den HH. 16. 18. 20. 
37. 62. 65. 66. 67. 68. 71. 73. 74. und 82., und die Verwaltungsordnung 
zuweiſen. Iſt ein Mitglied am Erſcheinen verhindert, ſo muß daſſelbe dem 
Generaldirektor ſofort davon Anzeige machen, damit der Stellvertreter einbe— 
rufen werden kann. Bei den Berathungen muͤſſen außer dem Vorſitzenden 
mindeſtens noch zwei Mitglieder anweſend ſein. Bei Abſtimmungen entſcheidet 
die Mehrheit der Anweſenden, bei Gleichheit der Stimmen die des General⸗ 
direktors. Gegen die Beſchluͤſſe des Direktorialraths ſteht dem Generaldirektor 
die Berufung auf Entſcheidung des Provinziallandtages zu. Iſt der Provinzial 


landtag nicht verſammelt, ſo entſcheidet in ſchleunigen Faͤllen der Oberpraͤſident. 


6. 12. 


b) Geſchäfts⸗ 
kreis. 


An der Spitze der Sozietaͤtsverwaltung eines jeden Kreiſes ſteht unter 3) Kreis- Feuer- 


dem Generaldirektor ein Feuerſozietaͤts-Direktor. 
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ſozietäts⸗Di⸗ 
rektoren. 
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a) Wahl. Derſelbe, ſowie zugleich ein Stellvertreter, werden von den Kreisſtaͤnden 

des betreffenden Kreiſes, mit Ausſchluß der Abgeordneten der Staͤdte, jedesmal 
auf ſechs Jahre gewaͤhlt. Ä 

Waͤhlbar it jeder Sozietaͤtsgenoſſe, welcher mit einer Immobiliar-Ver⸗ 
ſicherungsſumme von mindeſtens 5000 Thalern bei der Sozietät betheiligt iſt. 
Auf den Antrag der wahlberechtigten Kreisftände kann jedoch der Oberpraͤſident 
von dieſen Bedingungen entbinden. 5 

Die Beſtaͤtigung der Wahlen ſteht dem Generaldirektor zu. 


5 §. 14. 
b) Amtliche Dem Kreisdirektor liegt die Beſorgung der ihm in dieſem Reglement und 
Stellung. der Verwaltungsordnung zugewieſenen Geſchaͤfte ob. 
$. 15. 
e) Verſamm⸗ Die ſaͤmmtlichen Kreisdirektoren verſammeln ſich, ſo oft das Beduͤrfniß 


ange, Or es erfordert, auf Einladung und unter Vorſitz des Generaldirektors zur Bes 
rektoren, rathung uͤber die in den §§. 37. 72. und 82. gedachten Geſchaͤftsgegenſtaͤnde. 


H. 16. 


4) Verfiher Zu dem Betriebe des Geſchaͤfts der Mobiliarverſicherungen beſtellt der 
rungs- Kom. Generaldirektor in jedem Kreiſe, nach Anhörung des betreffenden Kreisdirektors, 
miſarin. Kreis⸗Verſicherungskommiſſarien. 

Die Zahl dieſer Kommiſſarien wird von dem Generaldirektor unter Bei⸗ 
rath des Direktorialraths fuͤr jeden Kreis feſtgeſetzt. 

Der Generaldirektor hat ſelbſtſtaͤndig die e ee uͤber dieſe 
Kommiſſarien mit der Maaßgabe auszuuͤben, daß zu deren Entlaſſung die An— 
hoͤrung des Kreisdirektors erforderlich iſt. 5 

Die naͤchſte Aufſicht uͤber die Geſchaͤftsfuͤhrung dieſer Kommiſſarien wird 
nach naͤherer Inſtruktion des Generaldirektors von den Kreisdirektoren geuͤbt. 


H. 17. 


5) Beamte der Bei der Generaldirektion ſind angeſtellt und dem Generaldirektor zur 
General- Di- Führung der Geſchaͤfte untergeordnet: 


rektion. 

a) zwei General⸗Feuerſozietaͤts-Inſpektoren, welche den Generaldirektor in 
feiner geſammten Thaͤtigkeit, insbeſondere auch bei auswärtigen Ge: 
ſchaͤften, zu unterftügen haben, und deren Befugniſſe nebſt Pflichten 
durch die Inſtruktion (F. 83.) geregelt werden; 


b) ein Rendant; 


c) ein Regiſtrator, ein Reviſor und ein Kalfulatur-Affiftent. 
. 
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Die General-Inſpektoren, ſowie der Rendant werden von dem Direftorial- 
rathe gewählt, und der Regiſtrator, Reviſor, ſowie der Kalkulatur-Aſſiſtent von 
dem Generaldirektor nach Anhörung des Direktorialraths ernannt. 


$. 19. 


Dieſe Beamten werden auf Lebenszeit angeſtellt und unterliegen den Be⸗ 
ſtimmungen uͤber die Dienſtwerhaͤltniſſe der mittelbaren Staatsbeamten. Sie 
werden bei ihrer Anſtellung durch den Generaldirektor vereidigt und haben, im 
Falle einer ohne ihr Verſchulden eingetretenen Dienſtunfaͤhigkeit, Anſpruch auf 
Penſion Seitens der Provinzial-Sozietaͤt nach den Vorſchriften des Penſions— 
Reglements fuͤr die unmittelbaren Staatsdiener. 


H. 20. 


Das zur Führung der Geſchaͤfte der Generaldirektion ſonſt etwa erfor- 6) Büren 
derliche Buͤreauperſonal wird von dem Generaldirektor ſelbſtſtaͤndig auf Kuͤndi- Perſonal. 
gung angeſtellt und nur mittelſt Handſchlags zu gewiſſenhafter Dienſtfuͤhrung 
und zur Verſchwiegenheit verpflichtet. 

Es kann dieſen Buͤreau-Arbeitern nach langer und treuer Dienſtfuͤhrung 
durch den Direktorialrath, unter Zuſtimmung des Provinziallandtages, bei ein— 
tretender Dienſtunfaͤhigkeit eine fortlaufende Unterſtuͤtzung bewilligt werden. Auch 
kann denſelben, wenn fie in eine der im $. 17. c. aufgeführten Stellen auf— 
ruͤcken, die ſeitherige Dienſtzeit für den Fall der Penſionirung angerechnet 
werden. 


H. 21. 


Der Generaldirektor, die Kreisdirektoren und die im §. 17. bezeichneten Gehälter. 
Beamten beziehen ein nach dem Etat fixirtes Gehalt, die Kreis-Verſiche— 
rungskommiſſarien werden ganz oder zum Theil auf Tantieme angeſtellt. Außer 
dieſen Gehaͤltern muß in dem Etat der Sozietät zur Beſoldung des im H. 20. 
bezeichneten Buͤreauperſonals, ſowie zu den Reiſekoſten und Diaͤten ſaͤmmtlicher 
Sozietaͤtsbeamten, endlich zu den Beduͤrfniſſen der Generaldirektion, als Miethe, 
Feuerung, Licht, Schreibmaterialien u. ſ. w., ein angemeſſenes jaͤhrliches Firum 
ausgeſetzt werden. 


§. 22. 


Die Oberaufſicht über die Verwaltung der Sozietät fteht dem Ober- ober- aufs, 
präfidenten der Provinz zu, jedoch unbeſchadet derjenigen Aufſicht und Einwir⸗ 
kung, welche dem Provinziallandtage in dieſem Reglement vorbehalten iſt. 
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Titel III. 
Betheiligung an der Sozietät, 


A. Im mobiliarverſicherung. 


H. 23. 
Verſicherungs Verſicherungsfaͤhig ſind: 
28 1) ſaͤmmtliche innerhalb des Sozietaͤtsbezirks ($. 1.) belegene Gebäude; 


2 ſolche dazu gehörige Pertinenzſtuͤcke, welche nicht leicht aus den Gebaͤu⸗ 
den entfernt werden koͤnnen, z. B. Glocken, Orgeln, Braupfannen, 
Kuͤhlſchiffe, Maſchinerien, Triebwerke und dergleichen; 


3) Bauholz, welches zu einem bei der Sozietaͤt verſicherten Gebaͤude auf 
Grund rechtlicher Verpflichtung unentgeltlich geliefert und zum Bau 
dieſes Gebaͤudes verwendet iſt. 


Verſicherungsunfaͤhig find dagegen diejenigen Gebaͤude, welche durch Baus 
art, Lage und Beſtimmung eine ausnahmsweiſe große Feuersgefahr darbieten. 
Das Naͤhere hieruͤber beſtimmt die Verwaltungsordnung. f 


H. 24. 


Klaſſſfikation Die verſicherungsfaͤhigen Gebaͤude werden nach ihrer baulichen Lage, 

und Beiträge. Beſchaffenheit, Benutzung und inneren Einrichtung, im Hinblick auf ihre größere 

oder mindere Feuergefaͤhrlichkeit, in verſchiedene Klaſſen und Unterabtheilungen 

getheilt. f 

Nach dieſer Klaſſifikation richten ſich die zu leiſtenden Beitraͤge. Das 
Naͤhere hieruͤber beſtimmt die Verwaltungsordnung. aM 


H. 25. 


eintritt. Der Eintritt in die Sozietät und die Erhöhung einer bereits genomme— 
nen Verſicherung ſind unter den im gegenwaͤrtigen Reglement und in der Ver⸗ 
waltungsordnung feſtgeſtellten Bedingungen jederzeit zulaͤſſig. Die rechtliche 
Wirkung der Verſicherung, beziehungsweiſe der Erhoͤhung, nimmt vorbehaltlich 
der Erinnerungen des Generaldirektors mit der Anfangsſtunde desjenigen Tages 
ihren Anfang, an welchem die Taxverhandlung, oder, inſofern eine ſolche ſich 
nicht als erforderlich herausſtellt, der Antrag bei dem Kreisdirektor zur Praͤ⸗ 
ſentation gelangt iſt. 
Der Verſichernde iſt verpflichtet, auf die Dauer der ſchon begonnenen 
Hebeperiode die Beitraͤge zu entrichten, ſofern er nicht fuͤr den Beginn der Ver⸗ 
ſicherung einen nach dieſer Hebeperiode fallenden beſtimmten Termin beantragt. 


* * 


= Wü 

F. 26. | . 

Jeder Verſicherungsnahme muß eine Werthsermittelung des zu verſichern⸗ Werhzernt⸗ 

den Gegenſtandes vorangehen. Dieſe Werthsermittelung geſchieht nach den telung. 
Beſtimmungen der Verwaltungsordnung. e 
Durch beſondere und allgemeine Reviſionen iſt dahin zu wirken, daß die 
Verſicherungsſumme waͤhrend des Laufes der Verſicherung ſtets dem Werthe 
des verſicherten Gebaͤudes entſpricht. Finden ſich Werthsverminderungen bei 


der Reviſion, ſo ſind die betreffenden Verſicherungsſummen auf das nur zulaͤſſige 
Maaß (H. 27.) zuruͤckzufuͤhren. 


H. 2 27. 


Die Verſicherungsſumme darf den gemeinen Werth derjenigen Gebaͤude⸗ Verſcherung. 
theile, welche durch Feuer zerſtoͤrt oder beſchaͤdigt werden koͤnnen, nicht allein 1) Den Hohe. 
nicht überfteigen, ſondern es wird die hoͤchſt zulaͤſſige Verſicherungsſumme bei 
harter Dachung auf neun Zehntel, bei weicher Dachung auf acht Zehntel des 
gemeinen Werths der Gebäude beſchraͤnkt. 

Vorſtehender Beſchraͤnkung iſt auch Jeder, welcher ein innerhalb des 
Sozietaͤtsbezirks belegenes Gebäude bei einer anderen Feuer⸗Verſicherungsanſtalt 
verſichert, unterworfen. Wer dieſe Beſchraͤnkung uͤberſchreitet, verfällt, wenn 
der Kontraventionsfall vor einem Brande entdeckt wird, in eine zur Sozietaͤts⸗ 
kaſſe fließende Geldbuße von 5 — 50 Thalern, abgeſehen davon, daß die Ver⸗ 
ſicherungsſumme auf das nur zulaͤſſige Maaß zuruͤckgefuͤhrt wird. Wird die 
Ueberſchreitung erſt nach einem Brande entdeckt, ſo tritt neben jener Geldbuße 
der Verluſt der Verguͤtungsſumme, ſoweit fie das hoͤchſt zuläffige Maaß uͤber⸗ 
ſchreitet, ein. Der hiernach zu Eürzende Betrag der Verguͤtungsſumme faͤllt 
zur Hälfte dem Fonds der Sozietät, zur anderen Haͤlfte dem Saͤchſiſchen Pro⸗ 
vinzial⸗Landarmenfonds zu. 


§. 28. f 


Kein Gebäude (einſchließlich der $. 23. Nr. 2. benannten Pertinenzſtücke), 2 Den Be 
welches bei einer anderen Verſicherungsanſtalt ſchon verſichert iſt, darf bei der ſcchrankung. 
Provinzial⸗Sozietaͤt ganz oder zum Theil aufgenommen werden. Ebenſowenig 
darf ein Gebaͤude, welches bei der Provinzial⸗Sozietaͤt verſichert iſt, auf irgend 
eine Art nochmals ganz oder zum Theil verſichert werden. Ausnahmen koͤnnen 
hiervon mit Zuſtimmung des Generaldirektors eintreten: 0 


4) wenn durch die anderweitige Verſicherung die nach dieſem Reglement 
hoͤchſt zulaͤſſige Verſicherungsſumme nicht überftiegen wird; 

2) wenn einzelne Gebäude innerhalb eines Gehoͤftes, welches bereits bei 
gegenwaͤrtiger Sozietät verſichert iſt, nach den Grundſaͤtzen dieſer So⸗ 
zietat überhaupt nicht verſicherungsfaͤhig find, 

Findet ſich zu irgend einer Zeit, daß ein Gebäude oder einzelne Theile 
deſſelben dieſen Beſtimmungen entgegen noch. anderswo verſichert find, fo ver⸗ 
Jahrgang 1863. (Nr. 5756.) 75 liert 


3) Deren Ab» 
lehnung. 


4) Ruhen der 
Verſicherung. 
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liert der Verſicherte jeden Anſpruch auf Brandverguͤtung Seitens der Sozietät, 
während feine Beitragsverbindlichkeit zu allen Feuer⸗Sozietätslaſten fo lange 
unverändert fortdauert, bis derſelbe auf dem vorgeſchriebenen Wege aus der 
Sozietät ausgeſchieden it. Sofern ein verſuchter Betrug vorliegt, jo iſt der 
Staatsanwaltſchaft von Amtswegen Anzeige zu machen. 


§. 29. 
Die Sozietät iſt befugt, Verſicherungsantraͤge abzulehnen: 


1) ſofern ein Gebaͤude durch feuerpolizeiwidrige Einrichtungen, ſchlechte 
Feuerungsanlagen, ſchlechte Bauart oder ſonſtige Umſtaͤnde, welche auch 
in der Perſoͤnlichkeit oder Handlungsweiſe des Verſicherten oder der 
Bewohner des Gebaͤudes ihre Begruͤndung finden koͤnnen, einen außer⸗ 
gewoͤhnlichen Grad der Feuersgefahr oder des Verfalles darbietet; 


2) ſofern es ſich um die Verſicherung der im H. 23. gedachten Pertinenz⸗ 
ſtuͤcke handelt; 


3) ſobald ein Kriegszuſtand eintritt, welcher von da ab angenommen wird, 
wo eine Kriegserklaͤrung erfolgt, oder feindliche Truppen die Grenze 
des Preußiſchen Staates uͤberſchritten haben. In dieſem letzteren Falle 
kann auch eine Erhoͤhung alter Verſicherungen abgelehnt werden. 


§. 30. 
Die genommenen Verſicherungen ruhen: 


1) bei Gebaͤuden, welche innerhalb eines Feſtungsrayons liegen und nach 
den beſtehenden Vorſchriften abgebrochen und zerſtoͤrt werden muͤſſen, 
von dem Zeitpunkte ab, wo der Befehl zur Armirung der Feſtung ge— 
geben iſt, bis dahin, wo die Feſtung desarmirt wird; 


2) bei Gebäuden, welche zum Verkaufe auf den Abbruch beſtimmt ſind, 
von dem Zeitpunkte ab, wo der Beſitzer uͤber einen ſolchen Verkauf 
in Unterhandlung getreten oder ſonſt ſeine desfallſige Abſicht zu erkennen 
gegeben hat, bis dahin, daß eine neue Taxe erfolgt und eine neue 
Verſicherung abgeſchloſſen iſt. Bei Taxen ſolcher Gebaͤude ift blos der 
gemeine Werth der Materialien abzufchägen. 

In dieſen Faͤllen (1. und 2.) werden waͤhrend des Ruhens der Ver⸗ 
ſicherung Brandentſchaͤdigungen nicht gewährt, Beitraͤge aber auch nicht 
geleiſtet. In dem Falle Nr. 1. tritt die Verſicherung ohne Zuthun des 
Verſicherten mit der Desarmirung wieder in Kraft, inſoweit nicht Werths— 
verminderungen ſtattgefunden haben, oder ausdruͤckliche Entlaſſungen er⸗ 
folgt ſind, welche letztere ſolchen Falls ohne Weiteres Seitens der So⸗ 
zietät zu bewilligen find. Den Zeitpunkt, von welchem ab eine Des⸗ 
armirung als eingetreten zu erachten, bezeichnet die Sozietaͤtsverwaltung 
jedesmal beſonders durch Erlaſſe an die betreffenden Ortsvorſtände. 


H. 1. 


— 


« 


Jede genommene Verſicherung befteht fo lange fort, bis deren Aufhebung 5) Deren Her⸗ 
erfolgt, oder die Herabſetzung der Verſicherungsſumme feſtgeſtellt iſt. Die Auf- abſezung 
hebung oder Herabſetzung iſt entweder oder Aufhe 


bung. 
a) eine freiwillige, oder 


b) eine nothwendige. 
H. 32. 


Die freiwillige Aufhebung oder Herabſetzung erfolgt auf den Antrag e) Gerhilige 
des Verſicherten. Der desfallſige Antrag muß bis zum 1. Dezember desjeni⸗ 
gen Jahres, bei deſſen Schluſſe der Austritt oder die Herabſetzung erfolgen ſoll, 
unter Beifuͤgung der im H. 38.“ beſtimmten Nachweiſe bei dem betreffenden 
Kreis direktor angebracht werden. Nur ausnahmsweise und aus beſonderen 
Gründen kann Seitens der Sozietaͤtsverwaltung der Austritt oder die Herab⸗ 
ſetzung auch zu einer anderen Zeit geſtattet und von da ab ein Erlaß der Bei⸗ 
träge für die laufende Hebungsperiode ganz oder zum Theil gewaͤhrt werden. 


H. 33. 


Die nothwendige Aufhebung oder Herabſetzung wird Seitens der So⸗ i Roth 
zietaͤtsverwaltung, ſelbſt beim Widerſpruche des Verſicherten, herbeigefuͤhrt. wendige. 
Dieſelbe kann in den Fallen des H. 29. Nr. 1. und 2. erfolgen; ferner tritt 
die Herabſetzung wegen Werthsverminderung gemaͤß $. 26. ein. Die rechtliche 
Wirkung einer ſolchen Maaßregel beginnt, ſofern der Generaldirektor nicht einen 
ſpaͤteren Termin bezeichnet hat, im Fall der Herabſetzung wegen Werthsver⸗ 
minderung mit der erſten Stunde desjenigen Tages, welcher auf das Datum 
der bezuͤglichen Verfuͤgung des Generaldirektors folgt, in den anderen Faͤllen 
nach Ablauf von ſechs Wochen ſeit dieſem Datum. Die Folge der nothwen⸗ 
digen Aufhebung beſteht darin, daß die Rechte und Pflichten der Sozietaͤts⸗ 
genoſſenſchaft erlöfchen. Hat der Verſicherte die Aufhebung oder Herabſetzung 
ſelbſt verurſacht, ſo hat er die Beiträge für das ganze laufende Jahr zu zahlen. 
Andernfalls werden ihm die Beitraͤge fuͤr die laufende Hebeperiode erlaſſen. 


H. 34. 


Ein a oder ein theilweiſer Brandſchaden, ein gaͤnzlicher oder 
theilweifer Neubau, oder eine Reparatur an den verſicherten Gebaͤuden ſollen 
weder die Verſicherung noch die Beitragspflichtigkeit an ſich aufheben oder 
verändern, es muß jedoch nach Wiederherſtellung des Gebäudes eine neue 
Werthsermittelung und eine Prüfung des neuen Verſicherungsantrages erfolgen. 
Unterlaͤßt der betreffende Gebäudebeſther den Antrag auf eine neue Abſchaͤtzung, 
ſo kann bei eintretendem Brande nur die Verſicherungsſumme des alten Ge⸗ 
baͤudes zu Grunde gelegt werden, inſofern nicht der Werth des neuen Gebaͤu⸗ 
des eine niedrigere Berficperungsfumme bedingt. War die Verficherung ganz 
oder zum Theil unzuläffig geworden, ſo treten die Beſtimmungen des $. 36. ein. 
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F. 35. 


In Fällen des Abbruchs oder der Vernichtung liegt dem Verſicherten 
ob, die Entbindung von den Beitraͤgen bei dem Kreisdirektor zu beantragen, 
widrigenfalls er letztere, bis die Befreiung erfolgt, zu bezahlen verbunden iſt. 
Für den Fall der Entbindung von Wiederherſtellung eines abgebrannten Ge⸗ 
baͤudes tritt die Befreiung von Beitraͤgen auch ohne beſonderen Antrag, die 
Befreiung von Zahlung der laufenden Beitraͤge jedoch in allen hier gedachten 

allen erſt mit dem Ende der laufenden Hebeperiode in Wirkſamkeit. 


H. 36. 


Wenn während der Verſicherungszeit in oder an einem verſicherten Ge— 
baͤude eine Veränderung oder Anlage gemacht wird, welche die Feuersgefahr 
in dem Maaße erhöht, daß ſolche grundſaͤtzlich die Verſetzung des verſicherten 
Gebaͤudes in eine andere, zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe bedingt, 
oder die Verſicherung ganz oder theilweiſe unzuläffig macht, fo iſt der Ver⸗ 
ſicherte verpflichtet, dem Kreisdirektor innerhalb der betreffenden Hebeperiode 
hiervon ſchriftliche oder protokollariſche Anzeige zu machen und ſich den betref— 
fenden Beitragserhoͤhungen und ſonſtigen Folgen zu unterwerfen. Ueber die 
bewirkte Anzeige hat er das Recht, eine Beſcheinigung zu verlangen. 
fh Wird dieſe Anzeige in der geſetzten Friſt nicht geleiſtet, ſo hat der Ver⸗ 
icherte: 


a) ſofern durch die Veränderung oder Anlage die Verſetzung des verficher- 
ten Gebaͤudes in eine andere, zu hoͤheren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe 
bedingt wird, den doppelten Betrag des Unterſchiedes zwiſchen den 
geringeren Beitraͤgen, welche er entrichtet hat, und den hoͤheren, welche 
er hatte entrichten muͤſſen, von der Hebeperiode ab, in welcher die be⸗ 
treffende Veraͤnderung vorgenommen iſt, als Konventionalſtrafe zur 
Sozietaͤtskaſſe einzuzahlen, welcher Strafbetrag aber nicht uͤber fuͤnf 
Jahre hinaus gerechnet werden darf; 


b) ſofern durch die Veraͤnderung oder Anlage die Verſicherung ganz un⸗ 
zuläffig geworden iſt, die ſofortige Aufhebung des Vertrages ohne Ans 
ſpruch auf Erſtattung der gezahlten Beitraͤge ſich gefallen zu laſſen und 
bei em etwa inzwiſchen erfolgten Brande jede Brandverguͤtung ver- 
wirkt; 

c) ſofern die Veraͤnderung nur eine Herabſetzung der Verſicherungsſumme 
erforderlich macht, dieſe ohne Anſpruch auf Erſtattung der gezahlten 
hoͤheren Beitraͤge zu dulden und bei einem etwaigen Brande eine Ent⸗ 
ſchaͤdigung nur nach Maaßgabe der verhaͤltnißmaͤßig herabzuſetzenden 
Verſicherungsſumme zu fordern. 


Dieſen Folgen haben ſich auch die in dem Hypothekenbuche eingetragenen 
Glaͤubiger zu unterwerfen. Dagegen ſollen auch in dem Falle, wenn an einem 
verſicherten Gebaͤude eine Veraͤnderung oder Anlage gemacht wird, ee die 
euers⸗ 


Feuersgefahr in dem Maaße mindert, daß ſolche grundſaͤtzlich die Verſetzung 
des verficherten Gebäudes in eine andere, zu niedrigeren Beiträgen verpflichtete 
Klaſſe bedingt, auf Verlangen des Verſicherten die niederen Beiträge nach Ab⸗ 
lauf derjenigen Hebeperiode, in welcher der Antrag und die Feſtſtellung der 
Verbeſſerung geſchehen iſt, eintreten. 


F. 37. 


Der Direktorialrath kann nach Anhörung der Verſammlung der Kreis- Serabſezung 
direktoren für die Gebäude oder für einzelne Klaſſen derſelben in ganzen Ort⸗ oder Erhöhung | 
ſchaften oder Bezirken die Klaſſenbeitraͤge erhöhen oder ermäßigen, wenn nach⸗ en Beitrags 
weislich in dieſen Ortſchaften oder Bezirken die Feuersgefahr das gewöhnliche fl 
Maaß, welches fuͤr einen Zeitraum von zehn Jahren durch vergleichende Be⸗ 
rechnung feſtzuſtellen iſt, erheblich uͤberſteigt, oder hinter dem gewöhnlichen Maaße 


zauruͤckbleibt. 


H. 38. 


Kein Sozietaͤtsgenoſſe darf freiwillig aus der Sozietät ausſcheiden oder Sicherung der 
feine Verſicherungsſumme herabſetzen laſſen, bevor er nicht die unbedingte Ein- Spvoiheken“ 
willigung der auf das verſicherte Grundſtück eingetragenen Gläubiger der drit ner ut 
ten Rubrik des Hypothekenbuchs beigebracht hat. Dieſe Einwilligung muß ent⸗ N 
weder gerichtlich oder notariell erklaͤrk, oder perfönlich vor dem Direktor des be⸗ 
treffenden Kreiſes zu Protokoll gegeben werden. Auch muß ein Hypotheken⸗ 
ſchein beigefuͤgt ſein, welcher nicht fruͤher als den 1. Oktober desjenigen Jahres 
e ſein darf, bei deſſen Schluß der Austritt oder die Herabſetzung er⸗ 
folgen ſoll. Es bedarf aber weder der Beibringung eines Hypothekenſcheins, 
noch der Einwilligung der Hypothekenglaͤubiger: 

1) bei der Aufhebung oder Herabſetzung der Verſicherung der im H. 23. 
gedachten Pertinenzſtuͤcke; - 


2) bei einer nothwendigen Aufhebung oder Herabſetzung ($$. 33. und 29. 
Nr. 1. und 2.), oder bei dem zeitweiligen Ruhen der Verſicherung 
($. 30.). 


Bei einer nothwendigen Aufhebung oder Herabſetzung in den Faͤllen des 


$. 29. Nr. 1. und 2. iſt jedoch den eingetragenen Hypothekenglaͤubigern der 


dritten Rubrik, ſoweit deren Perſon und Aufenthaltsort aus dem Hypotheken 
buch hervorgeht oder ſonſt der Sozietaͤtsverwaltung bekannt iſt, von letzterer 
zu gleicher Zeit wie dem Verſicherten durch die Poſt Kenntniß zu geben. Einer 
Empfangsbeſcheinigung bedarf es nicht. 


$. 39. 


In denjenigen Fällen, in welchen die Verbindlichkeit der Sozietät zur i) Inste 
Zahlung der Brandſchadenverguͤtung an den Verſicherten fortfaͤllt (§H§. 28. und ſeondere. 
46.), auf dem abgebrannten Gebaͤude aber zur Zeit des Brandes Glaͤubiger der 
dritten Rubrik eingetragen ſind, welche vom Schuldner anderweit nicht befrie⸗ 
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digt werden koͤnnen, ſoll auf Antrag dieſer Gläubiger das beſchaͤdigte Grund⸗ 
ſtuͤck mit der Brandperguͤtungsſumme und mit der Verpflichtung zum Wieder⸗ 
aufbau gerichtlich ſubhaſtirt werden. 

Der Sozietaͤt kommt hierbei dasjenige zu Gute, was von der Lizitations⸗ 
ſumme nach Befriedigung der vorgedachten Glaͤubiger noch uͤbrig bleibt, ſoweit 
dieſer Ueberſchuß die Brandentſchaͤdigung nicht uͤberſteigt. 


B. Mobiliarverſicherung. 
$. 40. 


Allgemeine Fuͤr die Mobiliarverſicherung iſt das Geſetz uͤber das Mobiliar-Feuerver⸗ 
Beſtimmungen, ſicherungsweſen vom 8. Mai 1837. maaßgebend. 


H. 41. 


Verſicherungs⸗ Die Sozietaͤt verſichert nur ſolche Mobilien, welche ſich in den bei ihr 

fähigkeit. verſicherten Gebaͤuden und in den dazu gehoͤrigen Hof- und Gartenraͤumen be⸗ 
finden. Außerhalb dieſer Raͤume belegene Gegenſtaͤnde werden nur dann ver⸗ 
ſichert, wenn dieſelben als Erzeugniſſe und Vorraͤthe einer von verſicherten Ge⸗ 
baͤnden aus betriebenen Landwirthſchaft betrachtet werden koͤnnen. 


$. 42. 


Zeitdauer. Die Verſicherung von Mobiliar kann nur auf gewiſſe Zeitabſchnitte er⸗ 
folgen. Eine Verpflichtung der Sozietaͤt zur Annahme von Mobiliarverſiche⸗ 
rung beſteht nicht. 


§. 43. 


Bedingungen Die naͤheren Bedingungen, unter welchen die Verſicherung von Mobiliar 
der Verfihe Seitens der Sozietät gewahrt wird, und welche in dem Verſicherungsvertrage 
rung. (Polize) einzeln auszudruͤcken ſind, beſtimmt die Verwaltungsordnung. 

Bieten dieſe Bedingungen keinen genuͤgenden Anhalt, ſo finden die ein⸗ 
ſchlaͤgigen, uͤber die Immobiliarverſicherungen gegebenen Beſtimmungen dieſes 
Reglements auch auf die Mobiliarverſicherungen Anwendung. 


$. 44. 


Beginn und Die rechtliche Wirkung des Verſicherungsvertrages beginnt mit der An⸗ 
Ende der Ver, fangsſtunde desjenigen Tages, an welchem der Generaldirektor feinen Geneh— 
fiherung. migungsvermerk auf die Polize gefegt hat. Es kann indeß ein anderweiter 

Anfangstermin ausdruͤcklich verabredet werden. 8 
2 er 


Der Vertrag erlifcht von ſelbſt mit der letzten Stunde desjenigen Tages, 
welcher als der letzte der Verſicherung in der Polize vermerkt iſt. 


Titel IV. 
Schadenvergütung. 
$. 45. 
Die Sozietät leiſtet für Beſchaͤdigungen des verſicherten Gegenſtandes Gewährung der 
Verguͤtung: Vergütung. 


1) wenn dieſe Beſchaͤdigungen durch Feuer entſtanden, 


2) wenn dieſelben durch Zertruͤmmerung in Folge eines Blitzſchlags ohne 
Zuͤndung herbeigefuͤhrt, 


3) wenn dieſelben einem verſicherten Gebaͤude zwar nicht durch Feuer, aber 
zur Verhuͤtung der Weiterverbreitung oder Behufs der Loͤſchung eines 
Feuers zugefuͤgt ſind. Fuͤr eingeriſſene ganze Gebaͤude oder Gebaͤude⸗ 
theile wird nur dann eine Verguͤtung geleiſtet, wenn das Einreißen 
auf Anordnung der zuſtaͤndigen Behoͤrde erfolgt iſt. Aber auch ohne 
ſolche Anordnung kann nach dem Ermeſſen der Sozietaͤtsverwaltung aus 
Billigkeits⸗ oder ſonſtigen Ruͤckſichten eine Entſchaͤdigung für dergleichen 
Beſchaͤdigungen gewaͤhrt werden. 


H. 46. 
Die Sozietät leiſtet keine Verguͤtung Verluſt der 


1) für Brandſchaͤden in Folge von Erplofionen ſolcher Dampfkeſſel, welche "st" 
Beſtandtheile einer Dampfmaſchine ſind, in Bezug auf dasjenige Ge⸗ 
baͤude, in welchem die Exploſion erfolgte, ſowie in Bezug auf die mit die⸗ 
ſem Gebäude in unmittelbarer Verbindung ſtehenden, demſelben Ver⸗ 
ſicherten gehörenden Gebäude; 


2) für Brandfchäden, welche von dem Verſicherten ſelbſt vorſaͤtzlich, oder 
mit ſeinem Wiſſen und Willen oder auf ſein Geheiß von einem Dritten 
verurſacht ſind. Es genuͤgt zur Vorenthaltung der Verguͤtungsſumme, 
daß gegen den Verſicherten Seitens der Staatsanwaltſchaft die Vor⸗ 
unterſuchung wegen HE es e beantragt iſt. Von dem 
Ergebniſſe dieſer Unterſuchung iſt es abhaͤngig, ob die Brandentſchaͤdi⸗ 
gung ſchließlich wegfaͤllt oder nicht. 


H. 47. 


Iſt der Brand durch ein bloßes Verſehen des Verſicherten ſelbſt, oder 
(Nr. 5756.) aber 


— 860 — 


aber von ſeinem Ehegatten, Kindern, Enkeln, Geſinde oder Hausgenoſſen ver⸗ 
urſacht, ſo darf deshalb zwar die Zahlung der Brandverguͤtung von Seiten 
er Sozietät nicht verweigert oder vorenthalten werden, der Sozietät bleibt aber 
in ſolchen Faͤllen der Civilanſpruch auf Ruckgewaͤhr des Gezahlten gegen den 
Verſicherten inſoweit vorbehalten, als demſelben in ſeinen eigenen Handlungen 
oder in feiner haus vaͤterlichen Beaufſichtigung eine grobe Verſchuldung zur Laſt 
faͤllt. Der Verſicherte ſoll in ſolchem Falle verpflichtet ſein, der Sozietaͤt auf 
deren Verlangen fuͤr die empfangenen Entſchaͤdigungsgelder volle Sicherſtellung 
wegen der Ruͤckzahlung zu oe. 


$. 48. 


Anſpruͤche der Sozietät gegen Perſonen, welche nicht Genoſſen der So⸗ 
zietaͤt ſind, den Ausbruch eines Feuers aber verurſacht haben, ſind im Wege 
des Civilprozeſſes zu verfolgen. Alle Rechte und Anſpruͤche auf Schadenerſatz 
aber, welche dem Verſicherten ſelbſt gegen ſolche Perſonen zuſtehen, gehen bis 

5 auf den Betrag der von der Sozietaͤt geleiſteten Brandſchadenverguͤtung kraft 
der Verſicherung auf die Sozietät über, 


$. 49. 


Anzeige des Jede durch Brand oder Blitzſchlag zugefuͤgte Beſchaͤdigung iſt von dem 
Brandſchadens. Verſicherten laͤngſtens binnen 24 Stunden nach Daͤmpfung des Feuers oder 
nach geſchehenem Blitzſchlag dem Kreisdirektor anzuzeigen. Wird dieſe Benach⸗ 
richtigung zwar Uber die feſtgeſetzte Friſt hinaus verſpaͤtet, aber noch innerhalb 

14 Tagen erſtattet, fo verfällt der Saͤumige nur in eine zur Kaffe der Sozie⸗ 

tät fließende Konventionalſtrafe von 1 bis 20 Thalern, ſofern nicht die Ver⸗ 
ſpaͤtung durch unuͤberwindliche aͤußere Hinderniſſe (z. B. durch Ueberſchwem⸗ 

mung, tiefen Schnee und dergleichen) gerechtfertigt wird. Wird dagegen die 
Benachrichtigung nicht innerhalb vierzehn Tagen erſtattet, ſo geht der Ver⸗ 
ſicherte feines Anſpruchs auf die Schadenverguͤtung verluſtig, jedoch unbe⸗ 
ſchadet der Rechte der Glaͤubiger der dritten Rubrik des Hypothekenbuchs, 

welche ihre Anſpruͤche binnen ſechs Monaten praͤkluſiviſcher Friſt, vom Tage 

des Brandes oder Blitzſchlages an, bei der Sozietaͤt geltend machen koͤnnen. 


$ 50. 


Verhalten der Der Brandbeſchaͤdigte darf weder Materialien der abgebrannten oder 
Verſicherten nach eingeriſſenen Gebaͤude bei Seite ſchaffen oder verwenden, noch auch ſtehende 
dem Brande. Gebaͤudetheile, außer im Falle eines gefahrdrohenden Einſturzes, abtragen laſſen, 
bevor nicht der mit der Ermittelung des Brandſchadens beauftragte Snzieräts. 
beamte davon Kenntniß genommen hat. Auch muß der Verſicherte die noch 
vorhandenen Materialien des abgebrannten Gebaͤudes der Art verwahren, daß 
ſie den vorbezeichneten Beamten bei der Abſchaͤtzung des Brandſchadens vor— 

gezeigt werden koͤnnen. 8 
er⸗ 


ud a 


Be 
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Derjenige Verſicherte, welcher dieſen Verpflichtungen nicht nachkommt, 
oder dieſelben vernachläffigt, hat, wenn ihm eine betruͤgeriſche Abſicht nachge⸗ 
wieſen werden kann, die ihm zuſtehende Brandverguͤtung, ſonſt eine Konventio⸗ 
nalſtrafe von 5 bis 50 Thalern verwirkt. 


H. 51. 


Die Sozietätsverwaltung iſt verpflichtet, die Ermittelung jedes Brand: Cmitteung 
ſchadens in der Regel binnen acht Tagen nach erhaltener Anzeige vornehmen 1 
zu laſſen. Hierbei iſt beſonders zu pruͤfen: ſhadens. 


1) ob und inwieweit der Werth des verſicherten Gegenſtandes waͤhrend 
des Laufes der Verſicherung ſich etwa vermindert hat; 


2) ob die Verſicherung durch inzwiſchen eingetretene Veraͤnderungen gaͤnz⸗ 
lich oder theilweiſe aufzuheben geweſen waͤre. 


Im erſteren Falle iſt der Entſchaͤdigung nur der vor dem Brande wirklich 
vorhandene Werth zum Grunde zu legen, im zweiten Falle dagegen faͤllt die 
Entſchaͤdigung ganz oder theilweiſe fort ($. 36.). Sollte ſich herausstellen, daß 
während des Laufes der Verſicherung eine Erhoͤhung des Werthes des Ver⸗ 
ſicherungsgegenſtandes ſtattgefunden hat, fo wird dieſelbe als unter der bisheri⸗ 
gen Verſicherung mitbegriffen angeſehen. 

Die Art der Schadensermittelung wird durch die Verwaltungsordnung 
beſtimmt. 


H. 52. 


Die erſte Haͤlfte der Schadenverguͤtungsgelder wird innerhalb ſechs Jaglung der 
Wochen nach erfolgter Feſtſetzung des Schadens, die zweite dagegen vierzehn Schaden. Vergl⸗ 
Tage nach dem Nachweiſe 1 ba daß das beſchaͤdigte Gebäude wieder unter tungs Gelder. 
Dach und Fach gebracht, und daß der geſammte Betrag der Brandverguͤtung“ . des 
zu dieſer Herſtellung verwendet iſt. f W 


Ausnahmsweiſe findet die Auszahlung in ungetrennter Summe ſtatt: 


a) wenn es ſich um geringe Theilſchaͤden handelt, bei welchen nach dem 
Ermeſſen der Sozietaͤtsberwaltung eine Gefährdung der Gläubiger ſich 
nicht annehmen laͤßt; 


b) wenn die Gläubiger der dritten Rubrik des beſchaͤdigten Gebäudes die 
ungetrennte Auszahlung bewilligen, oder keine derartigen Glaͤubiger 
vorhanden ſind, fuͤr welche Faͤlle der Beſchaͤdigte den neueſten Hypo⸗ 
thekenſchein und einen glaubhaften Nachweis daruͤber beizubringen hat, 
daß kein Bedenken hinſichtlich der ihm obliegenden Verpflichtung der 
Wiederherſtellung vorwaltet; 


c) wenn der Schaden im Kriege durch ein Feuer entſteht, welches von 
vaterlaͤndiſchen, befreundeten oder feindlichen Truppen nach Kriegs⸗ 
Jahrgang 1863. (Nr. 5756.) 76 ge⸗ 


2) Perſon des 
Empfängers. 
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gebrauch, d. h. zu Kriegsoperationen oder zur Erreichung militairifcher 
Zwecke, auf Befehl eines Heerfuͤhrers oder Offiziers vorſaͤtzlich erregt 
worden iſt, ſo wird die Brandentſchaͤdigung erſt nach erfolgter Wieder⸗ 
herſtellung der beſchaͤdigten Gebaͤude und nur zu demjenigen Betrage, 
welcher zur Wiederherſtellung wirklich verwendet worden, gezahlt. Daß 
ein von kriegfuͤhrenden Truppen vorſaͤtzlich erregtes Feuer zu militairi⸗ 
ſchen Zwecken angelegt worden, wird vermuthet, wenn der Befehl zur 
Anlegung des Feuers oder zu ſolchen Operationen ertheilt worden iſt, 
in deren Folge der Brand nothwendig oder wahrſcheinlich entſtehen 
mußte. Ein ſolcher Befehl kann aber, wenn deſſen Vorhandenſein 
weder: geradezu, noch auch aus den begleitenden Umſtaͤnden zu erwei⸗ 
ſen iſt, nur dann vermuthet werden, wenn die Anzuͤndung eines Ge⸗ 
baͤudes durch Truppen während eines Gefechts oder auf einem Ruͤck⸗ 
zuge im Angeſichte des Gegners, oder waͤhrend einer Belagerung, oder 
vor einer Belagerung bei Armirung des Platzes geſchehen iſt. 

Der Verſicherte verzichtet auf die Verguͤtung, welche fuͤr ſolche 
Schaͤden aus dieſſeitigen Staatsfonds oder von auswaͤrtigen Staaten 
gewährt wird, inſoweit zu Gunſten der Sozietaͤtskaſſe, als dieſe die 
Entſchaͤdigung bereits geleiſtet hat, oder dafuͤr verhaftet iſt. 

Die Rechte der Glaͤubiger der dritten Rubrik werden durch dieſe 
Beſtimmungen unter c. beſchraͤnkt. 


$. 53. 


Die Zahlung der Brandſchadenverguͤtung geſchieht an den jedesmaligen 
Eigenthuͤmer des verſicherten Gebaͤudes. Geht das Eigenthum eines Grund— 
ſtuͤcks, worauf das verſicherte Gebäude ſteht oder geſtanden hat, durch Ver— 
aͤußerung, Vererbung u. ſ. w. auf einen Anderen uͤber, ſo werden damit auf 
denſelben zugleich alle aus dem Verſicherungsvertrage entſpringenden Rechte 


| nebſt den gegenuͤberſtehenden Pflichten für übertragen geachtet. Es wird ver 


3) Ort der 
Zahlung. 


4) Zeit der Ab⸗ 
hebung. 


muthet, daß der im Sozietaͤtskataſter eingetragene Verſicherte auch der empfangs⸗ 
berechtigte Eigenthuͤmer iſt. 


H. 54. 


Die Zahlungen der Brandverguͤtungsgelder werden ebenſo, wie alle 
anderen Zahlungen der Sozietät, von der General-Feuerſozietaͤtskaſſe in ihrem 
Kaſſenlokale gegen eine nach Maaßgabe der Verwaltungsordnung beſcheinigte 
Quittung an den Empfangsberechtigten geleiſtet. Es koͤnnen dieſe Gelder aber 
auch den Empfangsberechtigten, gegen Einſendung vorſchriftsmaͤßiger Quittun⸗ 
gen, auf ihre Gefahr direkt durch die Poſt uͤberſendet werden. 


$. 55. 
Der Empfangsberechtigte hat die ihm reglementsmaͤßig zuſtehenden . 
9 2 
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guͤtungsgelder binnen fuͤnf Jahren vom Tage der Beſchaͤdigung ab zu erheben. 
Unterläßt er dies, ſo erliſcht ſein Anſpruch auf dieſe Gelder. 


$. 56. 


Das Intereſſe der Hypothekenglaͤubiger wird bei Zahlung der Brand- 5) Rechte de 
verguͤtungsgelder nicht von Amtswegen Seitens der Sozietät beachtet, ſondern Oleg: 
es bleibt dieſen Glaͤubigern ſelbſt uͤberlaſſen, bei eingetretenem Brandunfalle in 2 1 — 
Zeiten den Arreſtſchlag auf die Verguͤtungsſumme bei dem zuſtaͤndigen Ge⸗ die m 17 i 
richte auszuwirken. Nur wenn und ſoweit ein ſolcher Arreſtſchlag vor geſche⸗ lenden Vers 
hener Auszahlung der Verguͤtungsgelder eintritt, iſt die Sozietät verbunden, gitungs⸗ 

die Zahlung zum gerichtlichen Depoſitorium zu leiſten, bei welchem die Inter⸗ gelder. 

eſſenten das Weitere unter ſich auszumachen haben. Kein Realglaͤubiger hat 

aber das Recht, aus den Brandverguͤtungsgeldern wider den Willen des Ver⸗ 

ſicherten ſeine Befriedigung zu verlangen, wenn und ſoweit dieſelben in die 
Wiederherſtellung des verſicherten Gebaͤudes verwandt werden, oder dieſe Ver⸗ 

wendung auch nur auf irgend eine geſetzmaͤßige Weiſe ſicher geftellt wird. 


$. 57. 


Ergiebt die nach Wiederherſtellung eines ganz oder theilweiſe beſchaͤdig⸗ 6) Nucforde⸗ 
ten Gebäudes veranlaßte Werthsermittelung, daß die vollſtaͤndige Verwendung dung von ge. 
des Entſchaͤdigungsbetrages nicht geſchehen iſt, fo fällt der Sozietät der nicht able Gel 
verwendete Betrag anheim, oder ſie iſt, wenn ſolcher ſchon ausgezahlt ſein dern. 
ſollte, zu deſſen Wiedereinklagung berechtigt, inſofern in beiden Faͤllen der Ab⸗ 
gebrannte nicht innerhalb eines Jahres den Nachweis der nachtraͤglichen Ver⸗ 
wendung fuͤhrt. 


$. 58. 


Werden die Verguͤtungsgelder Seitens der Sozietät, nicht innerhalb der 7) golgen nicht 
in dieſem Reglement (HF. 52. 59. und 60.) feſtgeſetzten Friſten gezahlt, fo iſt nachteilig 
die Sozietaͤt zur Entrichtung von fünf Prozent Verzugszinſen verbunden, ſo⸗ geleſſeter 
fern nicht die Verzoͤgerung der Zahlung in der Perſon des Empfangsberechtig⸗ Zahlung. 
ten und feiner Handlungsweiſe oder in Umftänden ihren Grund hat, welche die 
Sozietaͤtsverwaltung nicht verſchuldet. 


$. 59. 


Jedes beſchaͤdigte oder vernichtete Gebäude muß auf derſelben Stelle, Wicderher⸗ 
auf welcher es geſtanden hat, wieder hergeſtellt werden. Es iſt jedoch keines- ftellung beſchä⸗ 
wegs die Wiederherſtellung eines dem beſchädigten völlig gleichen Gebaͤudes digter Gebäude. 
nöthig, ſondern es iſt nur erforderlich, daß das wiederhergeſtellte Gebaͤude 
gleichartigen Zwecken, wie das beſchaͤdigte oder vernichtete dient. 

Die Sozietaͤt kann die Verſicherten von dieſer Verpflichtung unter der 
Beſchraͤnkung entbinden, daß, wenn der Wiederaufbau auf einer Stelle erfol⸗ 

(Nr. 5756. 76* gen 


IE 
gen foll, welche mit der Brandftätte in hypothekenrechtlicher Beziehung nicht 


ein und daſſelbe Grundſtuͤck iſt, die Gläubiger der dritten Rubrik ihre Einwilli⸗ 
gung ertheilen, oder die Hypothekenfreiheit des Grundſtuͤcks nachgewieſen wird. 


Die Zahlung der Verguͤtungsgelder erfolgt in dieſem Falle ſechs Wochen 
nach ertheilter Entbindung. 


$. 60. 


Wenn die Wiederherſtellung eines abgebrannten Gebaͤudes uͤberhaupt 
oder auf der alten Bauſtelle aus polizeilichen Ruͤckſichten unterſagt wird, fo 
erfolgt die Zahlung der Verguͤtungsgelder ſechs Wochen nach der Unterſagung 
in ungetrennter Summe, ſofern die Gläubiger der dritten Rubrik einwilligen. 
Wird die Einwilligung verſagt, ſo werden die Verguͤtungsgelder zum gericht⸗ 
lichen Depoſitum gezahlt, bei welchem die Intereſſenten das Noͤthige unter ſich 
auszumachen haben. 


F. 61. 


Mobiliar, In welchen Fällen Mobiliar⸗Schadenverguͤtungen geleiſtet werden, be⸗ 
Schaden „Ver- ſtimmt die Polize. Die Sozietät leiſtet nicht blos Erſatz für die durch Brand 
gütung. beſchaͤdigten Mobilien, ſondern auch fuͤr ſolche Schaͤden, welche an den ver⸗ 

ſicherten Gegenſtaͤnden bei Gelegenheit eines Brandes durch nothwendiges Aus— 
raͤumen oder Abhandenkommen entſtehen. 


Die Zahlung der Schadenverguͤtungen erfolgt an den in der Polize 
namhaft gemachten Verſicherten. 


Titel V. 
Geſchäftsführung der Sozietät. 


$. 62. 


Etat. Behufs Regelung der Ausgaben der Sozietaͤt wird, unter Beachtung der 
fuͤr die Staatskaſſenverwaltung allgemein geltenden Vorſchriften, fuͤr einen vier⸗ 
jährigen Zeitraum auf Grund der Vorſchlaͤge des Generaldirektors vom Diref- 
torialrathe ein Ausgabe-Etat aufgeſtellt und von dem Provinziallandtage unter 
Genehmigung des Oberpraͤſidenten feſtgeſetzt. 


Der einmal feſtgeſetzte Etat läuft fo lange fort, bis eine anderweite Feſt⸗ 
ſtellung durch den Provinziallandtag erfolgt. 


Alle Zahlungsanweiſungen an die Sozietaͤtskaſſe werden von dem er 
direk⸗ 


5 | 
direktor ausgefertigt. Ein Gleiches gilt hinſichtlich der Einnahmen, ſowie hin- 
fichtlich der Ab- und Zugaͤnge. 


Zu Etatsuͤberſchreitungen, welche der Generaldirektor für nöthig erachtet, 
hat derſelbe die Genehmigung des Direktorialraths einzuholen. 


$. 63. 


Bei der Sozietät werden Orts- und Kreislagerbuͤcher, ſowie ein Haupt⸗ 
lagerbuch gefuͤhrt, aus welchen Buͤchern ſich die Verſicherungsſummen und die 
Beitraͤge der Verſicherten ergeben muͤſſen. 


Ueber die Fuͤhrung und Berichtigung dieſer Buͤcher bleiben die beſonderen 
ea einer von dem Generaldirektor aufzuſtellenden Inſtruktion vor⸗ 
ehalten. 


$. 64. 


Buchführung. 


Um die Sozietät in den Stand zu ſetzen, nicht nur ihre Zahlungen ſtets weſerde⸗ Fonds. 
prompt zu erfüllen, ſondern auch bei außergewoͤhnlichen Ungluͤcksfaͤllen Vorſchuͤſſe e) Smet. 


zu gewaͤhren und die Verſicherten mit nicht zu hohen Beitraͤgen zu belaſten, 
wird ein Reſervefonds geſchaffen. 


$. 65. 


Dieſer Reſervefonds wird gebildet: 


1) aus dem eiſernen Fonds, welcher nach $. 29. des ſeitherigen Reglements 
vom 18. Februar 1838. bereits beſteht; i 


2) aus den Strafgeldern und allen anderen, der Sozietät zufällig zufließen⸗ 
den Einnahmen, wohin etwaige Ueberſchuͤſſe aus dem Dispoſitions⸗ 
fonds (F. 70.) und aus den Beiträgen in Folge Abrundung von Bruch- 
pfennigen zu rechnen ſind; 


3) aus den nach dem Ermeffen des Direktorialraths bei den einzelnen 
Ausſchreiben zur Bildung eines angemeſſenen Reſervefonds zu 1 7 
den Zuſchlaͤgen, welche indeß in keinem Falle jährlich mehr als zehn Pfen⸗ 
nige fuͤr Einhundert Thaler Verſicherungsſumme betragen duͤrfen; 


4) aus den Zinſen der zum Reſervefonds geſchlagenen Gelder. 


Sobald der Reſervefonds auf eine ſolche Hoͤhe gebracht iſt, daß er vor⸗ 
ausſichtlich in allen Wechſelfaͤllen ſeinen Zweck zu erfuͤllen im Stande iſt, 
koͤnnen die Ertraͤge deſſelben auch zu laufenden Zwecken der Sozietaͤt verwendet 
werden. 

(Nr, 5756.) Un⸗ 


b) Bildung. 
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Unabhaͤngig von dieſen Vorſchriften iſt die Zuruͤckſtellung von Schaͤden⸗ 
und Praͤmienreſerven, worüber die naͤhere Anordnung dem Direftorialrathe vor⸗ 
behalten bleibt. 


H. 66. 


e) Verwen- Ueber die Verwendung des Reſervefonds entſcheidet der Direktorialrath. 
dung. Der Reſervefonds iſt Eigenthum der Sozietät, und haben Ausſcheidende weder 
bei freiwilligem, noch bei nothwendigem Austritte Anſpruͤche an denſelben. 


§. 67. 


Ausgleichung Die Ausleihung der Sozietaͤtsgelder und die Aufnahme von Darlehnen 
von Sozietäts für die Sozietät geſchieht durch den Generaldirektor unter Zuſtimmung des 
gelen und Direktorialraths. Auch hat der Direktorialrath die allgemeinen Grundſaͤtze 
3 8 ven zu beſtimmen, welche bei der Ausleihung von Geldern der Sozietät zu be— 

“achten find, 


Wenn es ſich blos um Aufnahme von Darlehnen handelt, die zur 
Deckung von nothwendigen Ausgaben erforderlich ſind, und welche vorausſicht— 
lich in den gewöhnlichen Einnahmen der naͤchſten Zeit ihre Tilgung finden, fo 
iſt der Generaldirektor zur Aufnahme von ſolchen Darlehnen, ſowie zu der hier— 
fuͤr erforderlichen Verpfaͤndung der Effekten des Reſervefonds ſelbſtſtaͤndig befugt. 


H. 68. 


Aus ſchreiben Der Direktorialrath beſtimmt, wie oft und in welchen Zeitabſchnitten die 
von Beiträgen. allgemeinen Ausſchreiben erfolgen, und ob die Beiträge im Voraus oder nach— 
träglich zu erheben find. 


Die Hoͤhe jedes Wenn Ausſchreibens beſtimmt, mit Ausſchluß des Falles 


des FH. 65. Nr. 3., der Generaldirektor. 
§. 69, 
Rückforderung Beitraͤge, welche die Sozietaͤt von den Mitgliedern zur Ungebuͤhr einge⸗ 
gezahlter Bei zogen hat, muͤſſen binnen ſechs Wochen nach ihrer Entrichtung zuruͤckgefordert 
träge. werden, widrigenfalls das Ruͤckforderungsrecht erliſcht. 
$. 70. 
Bewilligung In den Etats der Sozietät werden ausreichende Zuſchuͤſſe ausgeſetzt: 
b 1) für 


ſtützungen. 
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; ET 
1) für Herftellung bei Loͤſchhuͤlfen beſchaͤdigter, Beſchaffung neuer und we⸗ 
ſentliche Verbeſſerung bereits vorhandener Loͤſchgeraͤthſchaften; 


2) zu Praͤmien fuͤr Entdeckung von Brandſtiftern und fuͤr Ermittelung un⸗ 
bekannt gebliebener Brandurſachen; 


3) fuͤr ſchnelle oder wirkſame Loͤſchhuͤlfe bei ausgebrochenem Feuer; 


4) zu Bauhuͤlfen an bedürftige Sozietaͤtsgenoſſen, wenn es ſich um Anz 
5 handelt, welche eine größere Sicherheit gegen Feuersgefahr ges 
währen. 


H. 71. 


Die General-Sozietaͤtskaſſe hat alljährlich und zwar ſpaͤteſtens vier Mo⸗ Rechnungs 
nate nach dem Jahresſchluſſe dem Generaldirektor eine Rechnung in duplo legung. 3 
nebſt Belaͤgen einzureichen. N 


Der Generaldirektor prüft und monirt die Rechnungen und uͤberweiſt Dies 
ſelben mit ſeinen Erinnerungen zunaͤchſt dem Direktorialrathe zur Begutachtung. 
Mit den Erinnerungen des Generaldirektors und dem Gutachten des Direktorial⸗ 
raths werden die Rechnungen durch Vermittelung des Oberpraſidenten dem 
Provinziallandtage vorgelegt, welcher ſodann uͤber die Erinnerungen entſcheidet 
und ſchließlich Entlaſtung ertheilt. 


Die Hauptergebniſſe der Rechnung werden in kurzer Darſtellung durch die 
Amtsblaͤtter des Sozietaͤtsbezirks bekannt gemacht. 


$. 72. 


Der Generaldirektor hat dem Provinziallandtage jedesmal bei deſſen Rechnungs⸗ 
periodiſchem Zuſammentritte durch den Oberpraͤſidenten einen allgemeinen Ver- bericht. 
waltungsbericht vorzulegen. 


Den verſammelten Kreisdirektoren iſt vor ihrem Zuſammentritt eine Vers 
waltungsuͤberſicht mitzutheilen. 


$. 73. 


Die Sozietaͤtsverwaltung iſt befugt, bei anderen Verſicherungsanſtalten, Nüdverfige 
welche zu dergleichen Geſchaͤften im Preußiſchen Staate ermächtigt find, Mick rungen. 
verſicherung zu nehmen. 


Der Direktorialrath hat zu beſtimmen, unter welchen Bedingungen und 
mit welchen Verſicherungsanſtalten ſolche Ruͤckverſicherungsnahmen eingegangen — 
werden koͤnnen. 
(Nr. 5756.) $. 74, 
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$. 74. 


Rekurd Ver Gegen die Verfuͤgungen des Kreisdirektors ſteht die Beſchwerde bei dem 
fahren. Generaldirektor, gegen die Beſcheide deſſelben die Beſchwerde an den Direkto⸗ 
rialrath, gegen die Beſcheide des letzteren die Beſchwerde an den Oberpraͤſiden⸗ 
ten offen, bei deſſen Entſcheidung es, mit Ausnahme der Falle in den $$. 75. 

und 76., ſein Bewenden behaͤlt. 


Bei den diesfaͤlligen Beſchluͤſſen des Direktorialraths ſteht dem General⸗ 
direktor kein Stimmrecht zu. In dieſen Faͤllen iſt bei Stimmengleichheit die 
Stimme des den Lebensjahren nach aͤlteſten Mitgliedes entſcheidend. 


Die Beſchwerden muͤſſen in jedem Berufungsfalle binnen ſechs Wochen 
ausſchließender Friſt nach Empfang der Entſcheidung erhoben werden; die an⸗ 
gefochtenen Verfügungen bleiben fo lange in Kraft, bis dieſelben von der höhe: 
ren Inſtanz abgeaͤndert werden. 


H. 75. 


Rechtsweg. Der Rechtsweg iſt nur in folgenden beiden Fallen zulaͤſſig: 


1) wenn es ſtreitig iſt, ob Jemand uͤberhaupt als Sozietaͤtsgenoſſe zu 
betrachten, und 


2) ob die von einem Sozietätögenoffen geforderte Entlaſſung mit Recht 
verweigert wird oder nicht. 


Die betreffende Klage muß binnen ſechs Wochen praͤkluſiviſcher Friſt 
nach Empfang der Entſcheidung des Oberpraͤſidenten oder derjenigen Vorinſtanz, 
gegen deren Beſcheid der dadurch Beſchwerte den Rechtsweg einſchlagen will, 
bei dem zuſtaͤndigen Gerichte angebracht werden. 


H. 76. 


Schiedsrichter In allen Fällen, in welchen es ſich um eine Geldforderung oder Zah- 
liches Berſahren. Iungsverbindlichkeit eines Sozietaͤtsgenoſſen handelt, ſteht dem letzteren neben 
dem Rekurſe (F. 74.) auch noch die Berufung auf ein ſchiedsrichterliches Ver⸗ 
fahren binnen ſechs Wochen praͤkluſiviſcher Friſt nach Empfang des anzufech- 
tenden Beſcheides offen. Ein Gleiches gilt auch von ausgeſchiedenen Sozietaͤts— 
genoſſen, wenn es ſich um ſolche Forderungen und Verbindlichkeiten handelt, 
welche während der Sozietaͤtsgenoſſenſchaft aus dem Sozietaͤtsverhaͤltniſſe ent⸗ 

ſtanden ſind. 
Ausgeſchloſſen von dem ſchiedsrichterlichen Verfahren iſt ein Streit uͤber 
die Höhe der nach dem Ausſchreiben fich für das einzelne Mitglied ergebenden 
Beitraͤge, hinſichtlich deſſen blos das Rekursverfahren des $. 74. Platz greift. 


* * 


§. 77. 


Das Schiedsgericht wird aus zwei Schiedsrichtern und einem Obmann 1) Defien gu 
zuſammengeſetzt. Den einen Schiedsrichter ernennt der mit der Sozietaͤt in ſummen⸗ 
Streit befangene Intereſſent, den anderen der Generaldirektor, den Obmann fun 
der Kreislandrath. 


Die beiden Schiedsrichter muͤſſen nicht nur mit Grundſtuͤcken angeſeſſene 
großjaͤhrige Sozietaͤtsgenoſſen des betreffenden Kreiſes ſein, ſondern auch einen 
untadelhaften Ruf und die nach den Geſetzen vorgeſchriebene Zeugenglaubwuͤr⸗ 
digkeit beſitzen. 

Der Obmann iſt aus den in der Provinz mit Richtereigenſchaft ange⸗ 
ſtellten Gerichtsbeamten zu waͤhlen. 


H. 78. 


Dem Obmann liegt die Protokollirung und Leitung der Verhandlung 2) Verband 
ob. Letztere muß bei Vermeidung der Nichtigkeit ergeben, daß beide Theile lung. 
mit ihren Gruͤnden gehoͤrt, und daß die Urkunden und Schriften, welche zur 
Sone ART vorgelegt worden ſind. Der Kreisdirektor vertritt hierbei die 
Sozietaͤt. 


H. 79. 


Den Spruch fällen die beiden Schiedsrichter; der Obmann giebt, wenn 3) Spruch. 
jene fich nicht vereinigen koͤnnen, durch feine Stimme den Ausſchlag. 


§. 80, 


Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch findet nur die Nichtigkeitsklage 4) Nigtigteitt 
nach den allgemeinen Geſetzen und auf Grund des $. 78. binnen einer Pra Klage. 
Elufiofrift von zehn Tagen nach Eroͤffnung der anzufechtenden Entſcheidung bei 
dem ordentlichen Richter ſtatt. Letzterer hat jedoch ſein Urtheil nur auf die 
Frage zu beſchraͤnken: 

ob der angefochtene ſchiedsrichterliche Spruch fuͤr nichtig zu erachten 
t. 


2 


oder nicht. 


Wird der ſchiedsrichterliche Spruch rechtskraͤftig für nichtig erachtet, fo 
findet ein anderweites ſchiedsrichterliches Verfahren und die Bildung einer neuen 
ſchiedsrichterlichen Behoͤrde ſtatt. 


H. 81. 


Außer dem Falle der Nichtigkeit findet gegen den ſchiedsrichterlichen 5) Rechtzkraſt 
Jahrgang 1863. (Nr. 5756.) IR Aus⸗ 


2 
Ausſpruch weder Rekurs, noch Appellation, noch ſonſt ein Rechtsmittel ftatt, 
ſondern es geht ſolcher nach zehn Tagen in die Rechtskraft uͤber. 


$. 82. 


Schlußbeſtim⸗ Die zu dieſem Reglement durch den Direktorialrath zu erlaſſende Ver⸗ 
mungen: waltungsordnung hat die allgemeinen Verwaltungsgrundſaͤtze, welche den 
a) banane wechſelnden Beduͤrfniſſen der Verſicherungsſuchenden ſich anſchließen muͤſſen, 
Kalk aufzuſtellen. Dieſelbe bedarf der Beftätigung durch den Oberpräfidenten und 
Ordnung. It drei Monate vor dem Inslebentreten des gegenwaͤrtigen Reglements durch 
die Amtsblaͤtter des Sozietaͤtsbezirks bekannt zu machen. 

Ueber Abaͤnderungen dieſer Verwaltungsordnung beſchließt der Direkto⸗ 
rialrath nach Anhoͤrung der verſammelten Kreisdirektoren. Dergleichen Abaͤn⸗ 
derungen bedürfen der Genehmigung durch den Oberpraͤſidenten und find fo- 
dann Öffentlich bekannt zu machen. Hinſichtlich des Zeitpunktes, von welchem 
ab dieſelben in Kraft treten, gelten die fuͤr die Publikation der allgemeinen 
Landesgeſetze beſtehenden Vorſchriften. Bei Abaͤnderungen, welche den bisheri⸗ 
gen Maaßſtab fuͤr die Sozietaͤtsbeitraͤge betreffen, muß der Termin des In⸗ 

krafttretens derſelben ſoweit hinausgeruͤckt werden, daß die Verſicherten Zeit 
haben, zuvor ihren Austritt aus der Sozietaͤt nach Vorſchrift des Reglements 
bewirken zu koͤnnen. 


§. 83. 
p) bezüglich Der Generaldirektor erlaͤßt fuͤr die ihm untergeordneten Sozietaͤtsbeam⸗ 
. ten die erforderlichen Geſchaͤftsanweiſungen. 
Anwei⸗ 5 
ſungen. 


Uebergangs⸗Beſtimmungen. 


$. 84. 


Mit Anfang des 1. Januar 1864. treten die Beſtimmungen des gegen⸗ 
waͤrtigen Reglements an die Stelle des Reglements vom 18. Februar 1838. 
und der in Bezug auf daſſelbe erlaſſenen ſpaͤteren Verordnungen. Nur die mit 
dieſem Zeitpunkte noch nicht vollſtaͤndig abgewickelten Gefchafte, Beſchwerden 
und Streitigkeiten, deren Urſprung in die Zeit vor dem 1. Januar 1864. fällt, 
werden noch auf Grund der fruͤheren Beſtimmungen entſchieden. 


H. 85. 


Die am 31. Dezember 1863. in den Kataſtern der Sozietät eingetrage⸗ 
nen 


1 
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nen Verſicherungen bleiben, inſoweit deren Abaͤnderung oder Aufhebung in Ge⸗ 
maͤßheit des Reglements vom 18. Februar 1838. nicht etwa von den Ver⸗ 
ſicherten ſelbſt beantragt wird und reglementsmaͤßig erfolgt iſt, unveraͤndert und 
ununterbrochen unter denjenigen Maaßgaben in Wirkſamkeit, welche ſich fuͤr 
ſelbige aus den Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen revidirten Reglements und 
der dazu gehoͤrigen Verwaltungsordnung ergeben. 


H. 86. 


Die Abaͤnderungen des Klaſſen- und Beitragsverhaͤltniſſes erfolgen ohne 
neue Ermittelung und ohne Zuziehung der Verſicherten auf Grund der ſeither 
aufgenommenen Taxverhandlungen und nach Maaßgabe der darin enthaltenen 
Nachrichten uͤber Lage, Bauart und Benutzung. Bis zum erſten Hebeter⸗ 
mine im Jahre 1864. iſt die Umarbeitung der Kataſter inſoweit zu vollenden, 
daß hiernach das bezuͤgliche Ausſchreiben bewirkt werden kann. Es bedarf 
weder der vorherigen Mittheilung an die Verſicherten, noch der Einholung 
ihrer Einwilligung in Bezug auf die nach Maaßgabe der neuen Klaſſifikations⸗ 
Vorſchriften etwa eingetretenen Klaſſen- und Beitragsveraͤnderung. 


Ebenſowenig ſoll von der vorherigen Erledigung der bei der Sozietäts⸗ 
Verwaltung etwa eingehenden Beſchwerden die Einzahlung der ausgeſchriebenen 
Beitraͤge abhaͤngig gemacht werden koͤnnen. 


$. 87. 


Diejenigen Klaſſen- und Beitragsveraͤnderungen, welche durch die Erhoͤ⸗ 
hung des bisherigen Maaßes der zulaͤſſigen Verſicherungsſumme von 5 und 5 
auf 1 und 1 der kataſtrirten Verſicherungsſumme eintreten, find, abgeſehen 
von den ſonſt noͤthigen Anordnungen, ſtets zu Gunſten der Verſicherten vor- 
zunehmen. N 


H. 88. 


Der jetzige ſtaͤndiſche Ausſchuß vertritt die Stelle des Direktorialraths 
ſo lange, bis die Wahl der Mitglieder deſſelben durch den Provinziallandtag 
erfolgt iſt (H. 10.), mit welchem Zeitpunkte ſein Beſtehen aufhoͤrt. Der ſtaͤn⸗ 
diſche Ausſchuß hat dem Generaldirektor die erforderlichen Geldmittel zu Ge⸗ 
bote zu ſtellen, um die Einfuͤhrung dieſes Reglements bis zum 1. Januar 1864. 
zu bewerkſtelligen. Die Geldmittel werden vorſchußweiſe aus den Beſtaͤnden 
des eiſernen Fonds entnommen und dieſem ſpaͤter in angemeſſenen Raten zuruͤck⸗ 
erſtattet. 


$. 89. 


Die gegenwärtigen Beamten und die Buͤreauarbeiter der Generaldirektion 
(Nr. 5756.) 77 blei⸗ 
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bleiben in ihren Stellungen. Auf dieſelben finden die $$. 19. bis 21. dieſes 


Reglements mit deſſen Einführung in der Art Anwendung, daß denſelben die 
ſeitherige Dienſtzeit angerechnet wird. 


H. 90. 


Die in dem I. Jerichower, Mansfelder See-, Saal- und Worbiſer Kreiſe 
belegenen Ortſchaften, welche feither der dieſſeitigen Sozietaͤt angehört haben, 
ſcheiden mit der Anfangsſtunde des 1. Januar 1864. aus dieſer Sozietaͤt aus. 


Iſt die Ausſcheidung bis zum 1. Januar 1864. nicht herbeizuführen, fo 
hat der Generaldirektor, unter Genehmigung des Oberpräſidenten, für die Fort⸗ 
ER der Sozietaͤtsgeſchaͤfte in dieſen Ortſchaften einſtweilige Einrichtungen 
zu treffen. 


$. 9. 
Sollten unvorhergeſehene Schwierigkeiten in den Vorarbeiten die Einfuͤh⸗ 
rung dieſes Reglements mit dem 1. Januar 1864. unmoͤglich machen, ſo hat 


der Oberpraͤſident einen anderweiten Einfuͤhrungstermin feſtzuſetzen und durch 
die Amtsblaͤtter bekannt zu machen. 


(Nr. 5757.) 
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(Nr. 5757.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Schweidnitzer Stadt⸗ 
Obligationen zum Betrage von 60,000 Thalern. Vom 21. Auguſt 1863. 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 

Nachdem der Magiſtrat der Stadt Schweidnitz mit Genehmigung der 
Stadtverordnetenverſammlung darauf angetragen hat, die zur Einrichtung der 
ſtaͤdtiſchen Gasbeleuchtung erforderlichen Geldmittel durch ein Anlehen von 
60,000 Thalern decken und zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit 
Zins ſcheinen verſehene Stadt-Obligationen ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir in 
Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch 
gegenwaͤrtiges Privilegium zur Ausſtellung von 60,000 Thalern Schweidnitzer 
Stadt⸗Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema in Apoints zu 100 Tha⸗ 

5 lern auszufertigen, mit vier vom Hundert jahrlich zu verzinſen und, von Seiten 

der Glaͤubiger unkuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Aus⸗ 
looſung oder Ankauf innerhalb ſpaͤteſtens acht und zwanzig Jahren, vom 
Jahre Eintauſend achthundert fuͤnf und ſechszig an, zu amortiſiren ſind, mit 
Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch 
dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Baden-Baden, den 21. Auguſt 1863. 


(J. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Schema A. 
(Stadtwappen.) 
Schweidnitzer Stadt-Obligation 
i über 
100 Thaler 
W 
Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vm 
(Geſetz-Sammlung für 186. Seite ...... ) 


Wi. Magiſtrat der Stadt Schweidnitz urkunden und bekennen hiermit, daß 
der Inhaber dieſer Obligation der hieſigen Stadt ein Darlehn von 100 Thalern, 
(Nr. 5757.) ſchreibe 
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ſchreibe Einhundert Thalern, Preußiſch Kurant gegeben hat, deſſen Empfang 
wir hiermit beſcheinigen. N 

Dieſe Schuldſumme bildet einen Theil des zur Errichtung einer ſtaͤdti⸗ 

ſchen Gasbeleuchtung in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten Privilegiums vom 
. Unie aufgenommenen Darlehns von 60,000 Thalern. Die Ruͤck⸗ 
zahlung dieſes Darlehns geſchieht, nach Emiſſion der Obligationen, vom Jahre 
1865. ab binnen ſpaͤteſtens acht und zwanzig Jahren, nach Maaßgabe des feſt⸗ 
geſtellten Tilgungsplans dergeſtalt, daß die darin jaͤhrlich ausgeworfene Amor⸗ 
tiſationsrate in den Haushaltsetat aufgenommen und aus dieſem Tilgungsfonds 
die Stadt⸗Obligationen vermittelft Auslooſung oder freien Ankaufs binnen fpäte- 
ſtens acht und zwanzig Jahren eingeloͤſt werden. Die Stadtgemeinde Schweid⸗ 
nitz behält ſich das Recht vor, den Tilgungsfonds durch groͤßere Auslooſungen 
u verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤn⸗ 
igen. Insbeſondere ſollen, außer obigen Amortiſationsraten, auch alle Ueber- 
ſchuͤſſe, welche die Einnahmen der Gasanſtalt uͤber die Betriebsausgaben und 
die zur planmaͤßigen Verzinſung und Tilgung der ausgegebenen Obligationen 
erforderlichen Beträge etwa abwerfen möchten, zur Tilgung der Schuld ver- 
wendet werden. Den Glaͤubigern ſteht kein Kuͤndigungsrecht zu. Die ausge⸗ 
looſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung 
ihrer Nummern, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen foll, 
oͤffentlich bekannt gemacht. 

Dieſe Bekanntmachung erfolgt drei Monate vor dem Zahlungstermine 
in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Breslau, in dem Schweidnitzer 
Kreisblatte und in den ſogenannten obrigkeitlichen Bekanntmachungen der hie⸗ 
ſigen Stadt. Jedesmal, ſobald eins dieſer Blaͤtter eingehen ſollte, wird nach 
ee der Königlichen Regierung zu Breslau ein entfprechendes anderes 
Blatt gewaͤhlt werden. 

Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zuruͤckgegeben 
iſt, wird daſſelbe in halbjaͤhrlichen Terminen, am 15. April und am 15. Okto⸗ 
ber, von heute an gerechnet, mit vier Prozent jaͤhrlich verzinſt. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der auszugebenden Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

ei der Stadthauptkaffe zu Schweidnitz in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeits⸗ 

termins folgenden Zeit. Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten 
Schuldverſchreibung ſind auch die dazu 90 Zinskupons der ſpaͤteren 
Faͤlligkeitstermine zuruͤckzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Be- 
trag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben worden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten der Stadtgemeinde Schweidnitz. 

Wenn die zu tilgenden Obligationen ſtatt der Auslooſung aus freier Hand 
erworben werden, ſo ſollen die auf dieſem Wege getilgten Nummern jedesmal 
durch die oben bemerkten Blaͤtter oͤffentlich bekannt gemacht werden. 

In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Kupons Bezug haben⸗ 
den Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots 

und 


c / / ia pi 
1 3 


Re 
und der Amortifation verlorener oder vernichteter Staatspapiere Hö. 1. bis 13. 
mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrate zu Schweidnitz gemacht werden, welchem alle diejenigen Ge⸗ 
ſchaͤfte und Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angeführten Verord⸗ 
nung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfuͤgungen des 
Magiſtrats findet Rekurs an die Königliche Regierung zu Breslau 
ſtatt; 


b) das im F. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem 
Königlichen Kreisgerichte zu Schweidnitz; 


c) die in den HH. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Be 
kanntmachungen ſollen durch diejenigen Blaͤtter geſchehen, durch welche 
die ausgelooſten Obligationen veröffentlicht werden; 


d) an die Stelle der im H. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zins⸗ 
zahlungstermine ſollen vier, an die Stelle des in den $$. 8. und 9. 
erwaͤhnten achten Zahlungstermins ſoll der fuͤnfte treten. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjaͤhrige Zinskupons aus⸗ 
gegeben; die ferneren Zinskupons werden fuͤr fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben 
werden. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Stadthaupt⸗ 
kaſſe zu Schweidnitz gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverfchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig erfolgt. a 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Schweidnitz mit ihrem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 3 


Schweidnitz, den n e eee 18. 


Der Magiſtrat. 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und des Kaͤmmerers.) 


(Nr. 5757.) | Schema 
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Schema B. 
Serie J. 
Zins⸗Kupon A su... 
über 
2 Rthlr., ſchreibe: zwei Thaler Zinfen 

der 

Schweidnitzer Stadtobligation W. über 100 Thaler. 
Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe am Et. 


186. die halbjaͤhrigen Zinſen der Stadtobligation . mit 2 Rthlrn., 
ſchreibe: zwei Thalern, aus der Stadt-Hauptkaſſe zu Schweidnitz. 
Der Magiſtrat. 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und des Kaͤmmerers.) 
Dieſer Zinskupon wird unguͤltig, wenn deſſen 


Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Tage der Faͤlligkeit ab, erhoben wird. 


Schema ©. 
Talon 
zu der 
Schweidnitzer Stadtobligation M..... 
über 


100 Thaler à vier Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der vorbenann⸗ 
ten Obligation die ..te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. 
bei der Stadt-Hauptkaſſe zu Schweidnitz, ſofern nicht von dem Inhaber der 
Obligation gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. 

Schweidnitz, den enn 18. 


Der Magiſtrat. 
(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und des Kaͤmmerers.) 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Deder). 


